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Konjunkturlage
in Deutschland

Grundtendenzen

Die deutsche Wirtschaft konnte im zweiten

Quartal 2007 ihre konjunkturelle Aufw�rtsbe-

wegung fortsetzen. Den ersten Angaben des

Statistischen Bundesamtes zufolge ist die ge-

samtwirtschaftliche Produktion im Fr�hling

saison- und kalenderbereinigt gerechnet um

0,3% gestiegen, verglichen mit 0,5% im ers-

ten Vierteljahr. Der entsprechende Vorjahrs-

stand wurde kalenderbereinigt um 2,5%

�bertroffen. Im ersten Halbjahr 2007 betrug

damit die Zunahme des Bruttoinlandspro-

dukts gegen�ber dem vorangegangen Halb-

jahr auf Jahresrate hochgerechnet 2,3%,

nach 3,8% im zweiten Halbjahr 2006. Die

Verlangsamung des Wachstumstempos d�rf-

te die konjunkturelle Grunddynamik eher un-

terzeichnen. Dies gilt insbesondere dann,

wenn man die St�rke des fiskalischen Entzugs

der Mehrwertsteuererh�hung seit Jahresbe-

ginn in Rechnung stellt ebenso wie die in das

Jahr 2006 vorgezogenen K�ufe, die nicht nur

die dauerhaften Konsumg�ter betrafen, son-

dern auch den Wohnungsbau. Dass unter

diesen Bedingungen der Wachstumsprozess

nicht zum Stillstand gekommen ist und sich

die von manchen prognostizierte Konjunktur-

delle nicht einstellte, kann daher durchaus als

Hinweis auf die gest�rkte endogene Kraft des

derzeitigen Aufschwungs gedeutet werden.

Zwar liegen noch keine detaillierten Angaben

zu den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nungen vor, doch deuten die verf�gbaren In-

dikatoren auf einen positiven Wachstumsbei-

trag des privaten Verbrauchs im zweiten Vier-

teljahr hin. Aufgrund negativer Effekte der

Mehrwertsteuererh�hung war hier im ersten
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Quartal ein kr�ftiger D�mpfer zu verzeichnen,

von dem sich das Ausgabeverhalten der pri-

vaten Haushalte nunmehr allm�hlich erholt.

So zeigt die zeitweise stark in Mitleidenschaft

geratene Anschaffungsneigung eine Gegen-

bewegung, die darauf hindeutet, dass sich

der negative Einfluss der Mehrwertsteuer-

anhebung auf das Konsumklima insgesamt

wohl deutlich abgeschw�cht hat. Die Um-

satzentwicklung im klassischen Einzelhandel

und die h�here Zahl von privaten Pkw-K�ufen

signalisieren ebenfalls eine Belebung der pri-

vaten Konsumausgaben im zweiten Quartal.

Die Anlageinvestitionen im Fr�hjahr sind auch

vor dem Hintergrund der zu Jahresbeginn

vom milden Winterwetter beg�nstigten Bau-

t�tigkeit zu sehen. Eine gewisse „technische

Gegenreaktion“ in diesem Sektor war insoweit

bereits angelegt. Gleichzeitig sind die Aus-

gaben f�r Ausr�stungen im zweiten Quartal

�ber das Niveau des ersten Quartals hinaus-

gegangen. Im gesamten ersten Halbjahr blie-

ben sie eine wichtige St�tze f�r den Wachs-

tumsprozess und f�r die kr�ftige Erholung am

Arbeitsmarkt. Angesichts der hohen Kapazi-

t�tsauslastung und des dicken Auftragspols-

ters ist das Erweiterungsmotiv immer st�rker

in den Vordergrund getreten. Die verschiede-

nen Stimmungsindikatoren sind zuletzt zwar

nicht mehr gestiegen, was aber angesichts

der erreichten H�chstst�nde und vor dem

Hintergrund der �beraus g�nstigen Entwick-

lung im Jahr 2006 keine Z�sur bedeutet. Die

Grundstimmung in der deutschen Wirtschaft

ist nach wie vor �berdurchschnittlich gut, und

die steigende Einstellungsbereitschaft vieler

kleiner und mittlerer Betriebe wie auch der

großen Unternehmen belegt die per saldo

optimistische Einsch�tzung der weiteren Per-

spektiven.

Die realen Ausfuhren von Waren und Dienst-

leistungen sind im Fr�hjahr gestiegen. Zu-

gleich gingen die Einfuhren deutlich gegen-

�ber den Wintermonaten zur�ck, in denen

sie sp�rbar zugenommen hatten. Im Ergebnis

hat daher der Außenhandel im zweiten Quar-

tal einen merklichen positiven Beitrag zum

gesamtwirtschaftlichen Wachstum geleistet.

Einschließlich der Terms-of-Trade-Verschlech-

terung gerechnet, die einen Verlust an Real-

einkommen gegen�ber dem Ausland bedeu-

tet, d�rften die außenwirtschaftlichen Ein-

fl�sse insgesamt in der Berichtsperiode aller-

dings weniger stark ausgefallen sein.
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Produktion und Ums�tze

Die Industrieproduktion lief bis zuletzt auf

vollen Touren. Die Dynamik der Entwicklung

hat im Fr�hjahr allerdings nachgelassen. Im

zweiten Quartal stieg die Erzeugung saison-

und kalenderbereinigt um 1�4 %, nach 2 1�4 %

in den Wintermonaten. Dabei hat ein Br�-

ckentageffekt im April das Quartalsergebnis

ged�mpft.1) Zudem gab es im April Warn-

streiks, insbesondere bei Autoherstellern, die

mit Produktionsausf�llen verbunden waren.

Dar�ber hinaus m�gen auch Kapazit�tseng-

p�sse eine Rolle gespielt haben. Der Vorjahrs-

abstand hat sich auf 6 1�2 % vermindert. Im

Juni ist die Kapazit�tsauslastung in der Indus-

trie im Vergleich zu dem sehr hohen M�rz-

Ergebnis zwar gesunken, was vor allem auf

den Gebrauchsg�tersektor zur�ckzuf�hren

ist. Der Auslastungsgrad �bertraf den Stand

des Vorjahres aber noch um einen halben

Prozentpunkt und lag damit weiterhin �ber

dem des guten Konjunkturjahres 2000. Die

hohe Nutzung der Produktionsfaktoren spie-

gelt sich auch in dem in vielen Branchen der

Industrie gr�ßer werdenden Fachkr�fteman-

gel wider.

Im Bauhauptgewerbe ist die Produktion sai-

son- und kalenderbereinigt im zweiten Quar-

tal gegen�ber den Wintermonaten um 8 3�4 %

zur�ckgegangen. Dies ist allerdings nicht als

konjunkturelle Schw�che anzusehen. Aus-

schlaggebend hierf�r war vielmehr – wie be-

reits erw�hnt –, dass die Fr�hjahrsbelebung

wegen der hohen Produktion in den unge-

w�hnlich milden Wintermonaten weniger

stark war. Von dem R�ckgang besonders be-

troffen war der Hochbau, w�hrend sich im

Tiefbau eine g�nstigere Tendenz ergab. Der

im Bauhautpgewerbe erfasste Wohnungsbau

wies im zweiten Quartal insgesamt einen Um-

satzr�ckgang von saisonbereinigt 16 1�4 %

aus, verglichen mit – 7 1�4 % im ersten Viertel-

jahr. F�r das weniger witterungsabh�ngige
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1 So werden erfahrungsgem�ß Arbeitstage, die aus Sicht
der Arbeitnehmer g�nstig liegen, gerne f�r ein verl�nger-
tes Wochenende bzw. einen Kurzurlaub genutzt. Derar-
tige Besonderheiten k�nnen die statistischen Bereini-
gungsverfahren nicht voll erfassen.
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Ausbaugewerbe liegen Angaben bisher nur

f�r das erste Vierteljahr 2007 vor. Danach

sind die geleisteten Arbeitsstunden um 7 3�4 %

�ber das Niveau des Vorjahres hinausgegan-

gen. Auch wenn ber�cksichtigt wird, dass

das Ausbaugewerbe weiterhin von Bestands-

maßnahmen profitiert hat, d�rfte der Woh-

nungsbau insgesamt im Fr�hjahr recht

schwach gewesen sein.

Die zeitnahen Indikatoren zur konjunkturellen

Entwicklung im Dienstleistungssektor zeich-

nen ein positives Bild. Der Lageindikator des

ifo Instituts war im zweiten Quartal deutlich

h�her als im ersten Vierteljahr. Dies ist vor al-

lem auf den kr�ftigen Anstieg im April zu-

r�ckzuf�hren. Seither bewegt sich der Indika-

tor leicht nach unten. Nach dem Teilindikator

des ZEW f�r die Lageeinsch�tzung der

„Dienstleister in der Informationsgesell-

schaft“ beurteilen die Befragten die Lage bes-

ser als zu Jahresbeginn.

Besch�ftigung und Arbeitslosigkeit

Die freundliche Entwicklung am Arbeitsmarkt

hat sich in den Fr�hjahrsmonaten fortgesetzt.

Die Zahl der Erwerbst�tigen nahm im Zeit-

raum April bis Juni saisonbereinigt um

109 000 auf 39,70 Millionen Personen zu. Im

Vorjahrsvergleich bedeutet dies einen Zu-

wachs von 676 000 Besch�ftigten bezie-

hungsweise 1,7%. Damit war der Besch�f-

tigungsaufbau im zweiten Dreimonatsab-

schnitt des Jahres 2007 zwar nicht mehr so

stark wie im ersten. Allerdings �berzeichnet

die Saisonbereinigung, die sich am mehrj�h-

rigen Durchschnitt orientiert, auch hier die

Verbesserung in den von einer milden Witte-

rung gekennzeichneten Wintermonaten. Im

Verlauf des ersten Halbjahres 2007 insgesamt

belief sich der Besch�ftigungsgewinn annuali-

siert auf 1,8%; er war damit deutlich kr�fti-

ger als im ersten und im zweiten Halbjahr

2006 (0,9% bzw. 1,4%).

Das gegenw�rtige konjunkturelle Verlaufs-

muster am Arbeitsmarkt �hnelt weitgehend

dem fr�herer Erholungsphasen. Beim Arbeits-

volumen als dem umfassendsten Indikator

zeigt sich sogar eine vorteilhaftere Tendenz

als in fr�heren Zyklen, und dies trotz relativ

moderater Zuwachsraten der gesamtwirt-

schaftlichen Ausbringung. Die gr�ßere Be-

sch�ftigungsintensit�t des gegenw�rtigen Auf-

schwungs d�rfte vor allem auf die Lohn-

zur�ckhaltung der vergangenen Jahre zu-
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r�ckzuf�hren sein. Daneben spielen aber

sicher auch die positiven Auswirkungen der

Arbeitsmarktreformen eine Rolle.

Sch�tzungen der Bundesagentur f�r Arbeit

legen nahe, dass die sozialversicherungs-

pflichtige Besch�ftigung st�rker w�chst als

die Erwerbst�tigkeit insgesamt. Ihre Zunahme

belief sich im Mai – neuere Angaben liegen

noch nicht vor – gegen�ber dem vergleichba-

ren Vorjahrsmonat auf etwa 560 000 Perso-

nen beziehungsweise 2,1%. Auf den Sektor

„Finanzierung, Vermietung und Unterneh-

mensdienstleister“, in dem auch die Arbeit-

nehmer�berlassungen erfasst werden, entfiel

knapp die H�lfte des Anstiegs. Dies ist deut-

lich weniger als noch im vergangenen Jahr.

Zuw�chse sind auch bei den Selbst�ndigen,

den Mini- und Midi-Jobs und den gef�rderten

Besch�ftigten zu verzeichnen.

Verschiedene Indikatoren zeigen inzwischen

partielle Verknappungen am Arbeitsmarkt an.

Bereits das dritte Quartal hintereinander

�bertraf die von den Arbeitsagenturen ermit-

telte Zeitspanne bis zur Besetzung gemelde-

ter offener Stellen deutlich den Durchschnitt

der letzten Jahre. In zunehmendem Maß, ob-

gleich vom Umfang noch begrenzt, geben

Unternehmen im Rahmen des ifo Konjunktur-

tests Arbeitskr�ftemangel als Grund f�r eine

unterbliebene Produktionsausweitung an.

Der bis 2004 zur�ckreichende Stellenindex

ungef�rderter Stellenangebote (BA-X), soweit

sie der Bundesagentur f�r Arbeit bekannt

sind, befindet sich auf einem H�chststand.

Das ifo Besch�ftigungsbarometer, welches

die Einstellungsbereitschaft der gewerblichen

Wirtschaft erfassen soll, zeigt seit Anfang des

saisonbereinigt, vierteljährlich
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Jahres ebenfalls die h�chsten Werte seit Be-

fragungsbeginn im Jahr 1998 an.

Im Zuge der lebhaften Arbeitsnachfrage sind

gut ausgebildete, erfahrene Arbeitskr�fte, die

genau auf eine zu besetzende Stelle passen,

immer schwerer zu finden. Deshalb wird zu-

nehmend auf Personen mit �hnlichen oder

geringeren Qualifikationen oder mit Vermitt-

lungshemmnissen zur�ckgegriffen. Entspre-

chend vermindert sich nach der bereits seit

l�ngerem r�ckl�ufigen Kurzzeitarbeitslosig-

keit nun auch die Langzeitarbeitslosigkeit

sp�rbar. Die Zahl der arbeitslosen Leistungs-

empf�nger im Grundsicherungssystem (ALGII)

sinkt inzwischen fast ebenso schnell wie im

Arbeitslosenversicherungssystem (ALG I). Im

Vorjahrsvergleich gab es 313 000 weniger ar-

beitslos registrierte ALG II-Empf�nger, gegen-

�ber einem Minus von 358 000 bei ALG I. Da-

bei ist zu beachten, dass nach der Anfang

2006 in Kraft getretenen Verk�rzung der An-

spruchsdauer auf Leistungen aus der Arbeits-

losenversicherung seit Februar 2007 ein be-

schleunigter Wechsel aus dem Versicherungs-

in das Grundsicherungssystem erfolgt.2) Ohne

diesen Effekt w�re der R�ckgang der Zahl ar-

beitsloser ALG II-Empf�nger vermutlich noch

st�rker ausgefallen. Außerdem beteiligt sich

ein nicht unbedeutender Teil dieser Personen

�ber einen Mini-Job am Erwerbsleben. Somit

profitieren auch die Langzeitarbeitslosen von

der lebhaften Arbeitsnachfrage. Dies wird da-

durch gef�rdert, dass niedrige Erwerbsein-

kommen durch ALG II aufgestockt werden

k�nnen. Berechnungen der Bundesagentur

f�r Arbeit zufolge hat diese Form der Unter-

st�tzung an Bedeutung zugenommen. Damit

besteht derzeit die Chance, dass der hohe So-

ckel an verfestigter Arbeitslosigkeit geringer

wird.

Nach dem Auslaufen der witterungsbeding-

ten g�nstigen Sondereffekte hat sich der

R�ckgang der registrierten Arbeitslosigkeit im

Fr�hjahr in saisonbereinigter Rechnung etwas

verlangsamt. Die Zahl der Arbeitslosen verrin-

gerte sich im abgelaufenen Quartal um

97 000 auf nunmehr 3,84 Millionen, 754 000

weniger als ein Jahr zuvor. Das Minus bei der

Erwerbslosigkeit war also wiederum etwas

st�rker als das Plus bei der Besch�ftigung,

was auch mit dem demographisch bedingten

R�ckgang des Arbeitskr�fteangebots zusam-

menh�ngt. Die Arbeitslosenquote verringerte

sich saisonbereinigt von 9,4% im ersten

Quartal 2007 auf 9,2% im zweiten Quartal.3)

Sie war damit 1,9 Prozentpunkte niedriger als

vor Jahresfrist. Im Juli setzte sich der saison-

bereinigte R�ckgang der Arbeitslosigkeit fort.

Die Quote betr�gt nunmehr 9,0%.

2 Allerdings vermindert sich die Zahl an ALGII-Beziehern
auch aus demographischen Gr�nden. Zudem d�rften die
Bem�hungen der Arbeitsagenturen und Arbeitsgemein-
schaften zur Aktivierung der Leistungsbezieher �ber den
reinen Besch�ftigungseffekt hinaus bestandssenkend wir-
ken.
3 Die f�r internationale Vergleiche nach den Kriterien der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) berechnete Er-
werbslosenquote wird seit Mai 2007 anhand der Ver�n-
derung der Zahl der registrierten Arbeitslosen gesch�tzt.
Seit Anfang 2004 wurde die ILO-Quote aus den Ergebnis-
sen einer Telefonumfrage abgeleitet. Diese Erhebung
sollte eigentlich die Zeit bis zum Umstieg auf eine konti-
nuierliche Arbeitskr�fteerhebung im Rahmen des Mikro-
zensus �berbr�cken, wurde aber im April 2007 einge-
stellt. Da die neue kontinuierliche Erhebung noch nicht
hinreichend belastbare Ergebnisse liefert, musste eine
weitere �bergangsl�sung gefunden werden, die sich an
das traditionelle Sch�tzverfahren aus der Zeit vor dem
Jahr 2004 anlehnt. Dieses Verfahren sollte laut einer EU-
Verordnung eigentlich bereits 2002 durch eine kontinu-
ierliche Arbeitskr�fteerhebung ersetzt werden (f�r
Deutschland galt allerdings eine �bergangsfrist bis Ende
2004). Dies ist jetzt f�r den Berichtsmonat September
2007 vorgesehen.
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L�hne und Preise

Die Tarifrunde 2007 wurde im zweiten Quar-

tal mit wichtigen Abschl�ssen in der Metallin-

dustrie, der Druckindustrie, bei der Deut-

schen Telekom AG sowie dem Groß- und Au-

ßenhandel fortgesetzt. In der Bauwirtschaft

ist weiterhin unklar, ob der bereits im Mai er-

folgte Schlichterspruch endg�ltig angenom-

men wird. Das Verfahren war notwendig ge-

worden, weil der erste Abschluss am Veto

einiger regionaler Arbeitgeberverb�nde ge-

scheitert war. Die Ablehnung des Schlichter-

spruchs durch zwei norddeutsche Arbeitge-

berverb�nde f�hrte zu mehrw�chigen Streiks

in den entsprechenden Tarifbezirken. Der Vor-

schlag des Schlichters sah nach zwei Nullmo-

naten eine dauerhafte Anhebung der Ent-

gelte um 3,1% und im Jahr 2008 weitere Er-

h�hungen um 1,5% sowie 1,6% bei einer

Gesamtlaufzeit von 24 Monaten vor. Zus�tz-

lich wurden unter anderem Pauschalzahlun-

gen vereinbart. Auch bei der Deutschen Bahn

AG steht eine endg�ltige Einigung noch aus.

Hier haben zwar die Branchengewerkschaf-

ten Transnet und GDBA bereits einer dauer-

haften einheitlichen Erh�hung der Tarifver-

dienste um 4,5% und einer Einmalzahlung in

H�he von 600 3 bei einer Laufzeit von 19 Mo-

naten zugestimmt. Die Gewerkschaft Deut-

scher Lokomotivf�hrer strebt jedoch eine

deutlich st�rkere Lohnanhebung f�r das fah-

rende Personal an.

In Kraft getreten ist Mitte Mai der Abschluss

in der Druckindustrie.4) Dort kamen die Tarif-

partner �berein, die Entgelte nach drei Null-

monaten um 3,0% anzuheben. Bei einer Ge-

samtlaufzeit von 24 Monaten ist nach 12 Mo-

naten eine weitere dauerhafte Steigerung des

tariflichen Wochenlohns um 2,1% vorgese-

hen. Im Groß- und Außenhandel haben sich

die regionalen Arbeitgeber- und Arbeitneh-

mervertreter bei einer Laufzeit von 24 Mona-

ten auf eine Zunahme der Entgelte um 2,4%

ab Juli beziehungsweise August 2007 und

um weitere 2,0% ab Mitte 2008 geeinigt.

Zudem wurden gestaffelte monatliche nicht

tabellenwirksame Pauschalzahlungen verein-

bart. F�r die Deutsche Telekom AG wurde

eine Auslagerung von rund 50 000 Besch�f-

tigten in Untergesellschaften mit ge�nderten

Tarifbedingungen beschlossen. Letztere bein-

halten vor allem eine stufenweise Reduzie-

rung der Entgelte um insgesamt 6,5% und

eine Erh�hung der Arbeitszeit ohne Lohnaus-

gleich um vier auf 38 Stunden. Daneben sieht

der neue Tarifvertrag verschiedene Maßnah-

men zur Flexibilisierung der Arbeitsbedingun-

gen sowie eine Senkung der Einstiegsgeh�lter

um rund 30% vor. F�r die rund 100 000 nicht

ausgelagerten Mitarbeiter der Deutschen Te-

lekom AG wurde eine Nullrunde bis Ende

2008 vereinbart.

Die diesj�hrigen Abschl�sse unterscheiden

sich recht deutlich nach Branchen und spie-

geln so die differenzierte wirtschaftliche Lage

der einzelnen Sektoren und die relative St�rke

der Verhandlungspositionen wider. So tr�gt

beispielsweise der hohe Abschluss in der Me-

tallindustrie der außergew�hnlich guten

Branchenkonjunktur Rechnung, w�hrend die

Vereinbarung in der Druckindustrie im Zu-

sammenhang mit der dort zu beobachtenden

moderateren wirtschaftlichen Entwicklung zu

4 Der Abschluss in der Metallindustrie wurde bereits im
Monatsbericht Mai 2007 erl�utert.
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Deutsche Bundesbank

Erweiterter Ausweis der Ergebnisse der Tarifverdienststatistik
der Deutschen Bundesbank

Die Tarifverträge zwischen Arbeitgeberverbänden und 
Gewerkschaften sind in den letzten Jahren in mehr-
facher Hinsicht komplexer geworden. Hierzu gehört, 
dass (pauschalierte) Einmalzahlungen, die zusätzlich 
zum normalen Entgelt zu leisten sind, eine größere 
Rolle spielen. Ein Motiv für solche nicht tabellenwirk-
samen Einmalzahlungen besteht darin, insbesondere in 
Zeiten steigenden Wettbewerbsdrucks die zukünftige 
Ertragsrechnung nicht durch einen zu hohen Kosten-
sockel zu belasten. An die Stelle prozentualer dau-
erhafter Anhebungen der regulären Entgelte treten 
daher häufi g für die ersten Monate eines Tarifvertrags 
oder auch für dessen Gesamtlaufzeit Einmalleistungen. 
Auch können solche Zahlungen eine fi nanzielle Kom-
pensation für längere reguläre Wochenarbeitszeiten 
darstellen. Bei sich bessernder Konjunkturlage kommt 
hinzu, dass die Arbeitnehmer – insbesondere in den 
exportorientierten Branchen – am Unternehmenser-
folg, der auch durch ihre vorherige Lohnzurückhaltung 
möglich geworden ist, angemessen beteiligt werden 
sollen, ohne die Grenzkosten der Produktion hochzu-
treiben. Von der Pauschalierung profi tieren niedrige 
Lohngruppen stärker, so dass die Vereinbarungen eine 
„soziale“ Komponente enthalten.

In der Tarifverdienststatistik der Deutschen Bundesbank 
werden die Tarifverdienste einschließlich aller tarifl ich 
geregelten Einmalzahlungen und Nebenvereinba-
rungen (insbesondere Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
sowie vermögenswirksame Leistungen) in den Mona-
ten erfasst, in denen sie laut Tarifvertrag zu leisten 
sind. So soll sichergestellt werden, dass der monatliche 
Tarifverdienstindex zum vierteljährlichen Ausweis der 
Effektiventgelte (einschl. nichttarifvertraglich geregel-
ter Leistungen) in den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen passt, in denen Einmalentgelte grundsätz-
lich ebenfalls zum Zeitpunkt der tatsächlichen Zahlung 
gebucht werden. Der Gesamtindex der Tarifentgelte, 
auf den sich bisher die laufende Berichterstattung der 
Bundesbank bezieht, ist durch die größere Häufi gkeit 

von Einmalzahlungen in den letzten Jahren deutlich 
volatiler geworden. Einmalige, kräftige Zusatzleistun-
gen treiben den Index und dessen Vorjahrsabstand im 
Monat ihrer Leistung in die Höhe. Ein Jahr später wird 
die Jahresrate dann in der Regel nach unten gedrückt 
(Basiseffekt). Dies erschwert die Interpretation der 
Tarifl ohnentwicklung erheblich. In den ersten sechs 
Monaten des laufenden Jahres zum Beispiel variierte 
der Vorjahrsabstand des Index der Tarifentgelte zwi-
schen 0,2% und 3,6%. Ohne die zeitlich befristeten 
zusätzlichen Leistungen gerechnet ergibt sich hinge-
gen ein wesentlich gleichmäßigerer Verlauf. Betrach-
tet man lediglich die Grundvergütungen (also auch 
ohne Nebenvereinbarungen), ist der Verlauf nochmals 
glatter. In mittelfristiger Betrachtung zeigen diese drei 
Reihen trotzdem einen ähnlich starken Zuwachs.

Im Statistischen Teil des Monatsberichts werden ab 
sofort in Tabelle X.9 neben den Tarifentgelten insge-
samt auch die Entwicklung der Tarifentgelte ohne Ein-
malzahlungen sowie die tarifl ichen Grundvergütungen 
jeweils für die Gesamtwirtschaft ausgewiesen. Anga-
ben für das Produzierende Gewerbe (einschl. Bauge-
werbe) können unter http://www.bun desbank.de/sta-
tistik/statistik_zeitreihen.php  abgerufen werden.

1 Tarifentgelte ohne Einmalzahlungen und ohne regelmä-
ßige Nebenleistungen (Urlaubs- und Weihnachtsgeld, ver-
mögenswirksame Leistungen usw.).

Veränderung gegenüber Vorjahr
%
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Tarifentgelte
Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in %

Position 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Durch-
schnitt
2001 bis
2006

Insgesamt 1,9 2,7 2,1 1,4 1,1 1,3 1,7
ohne Einmalzahlungen 2,2 2,3 2,2 1,3 0,9 0,9 1,7
Grundverg�tungen 1) 2,2 2,3 2,4 1,7 1,0 1,0 1,8
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sehen ist. Die z�hen Verhandlungen in der

Bauindustrie sowie bei der Deutschen Bahn

AG veranschaulichen die Schwierigkeiten der

Konsensfindung auf der Arbeitgeber- bezie-

hungsweise Arbeitnehmerseite. Die Vereinba-

rung f�r die Deutsche Telekom AG zeigt, dass

auch in konjunkturell guten Zeiten die Bereit-

schaft besteht, bei Gef�hrdung von Arbeits-

pl�tzen Korrekturen beim Einkommensniveau

und den Arbeitszeitstandards hinzunehmen.

Insgesamt scheint sich der Trend zu mehr Dif-

ferenzierung und zur Vereinbarung von Ein-

malzahlungen, welche die Zukunft weniger

belasten als tabellenwirksame Entgeltanhe-

bungen, fortzusetzen (siehe dazu die Erl�ute-

rungen auf S. 51).

Laut Tarifverdienststatistik der Deutschen

Bundesbank �bertrafen die Tarifentgelte im

zweiten Quartal 2007 ihren Stand vor Jahres-

frist um 1,8%. Darin enthalten ist eine ein-

malige Pauschalzahlung in der Metallindus-

trie. Im ersten Vierteljahr hatten Basiseffekte

infolge von Einmalzahlungen aus dem Jahr

2006 die Vorjahrsrate auf 0,8% gedr�ckt.

Ohne Einmalzahlungen und tarifvertragliche

Zusatzleistungen errechnet sich eine Zu-

nahme der Grundverg�tungen um 1,2%. Die

neuen h�heren tabellenwirksamen Vereinba-

rungen werden sich erst ab dem dritten Quar-

tal verst�rkt im Tariflohnindex niederschla-

gen.

Die Preisentwicklung in Deutschland war er-

neut maßgeblich von der Entwicklung an den

M�rkten f�r Energietr�ger und andere Roh-

stoffe gepr�gt. Die Aufwertung des Euro hat

den dadurch bedingten Preisauftrieb jedoch

etwas abgemildert. Insgesamt haben sich die

2000 = 100, saisonbereinigt

%

Juli

lin. Maßstab

Veränderung gegenüber Vorjahr 1)

Verbraucherpreise 2)

Baupreise 1)

Erzeugerpreise
landwirtschaftlicher Produkte

Erzeugerpreise
gewerblicher Produkte

log. Maßstab

Einfuhrpreise

Einfuhr-, Erzeuger- und
Verbraucherpreise

1 Nicht saisonbereinigt, vierteljährlich. —
2 Verbraucherpreisindex in nationaler Ab-
grenzung.
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deutschen Einfuhren im Fr�hjahr 2007 kr�ftig

verteuert. Im Vergleich zum ersten Quartal

des Jahres mussten Importeure saisonberei-

nigt 1,6% mehr aufwenden. Damit wurde

die Preiserm�ßigung der beiden Vorquartale

wieder r�ckg�ngig gemacht. Aber auch ohne

Energie gerechnet kam es saisonbereinigt er-

neut zu einem sp�rbaren Anstieg. Starke

Preissteigerungen bei Vorleistungsg�tern

�berkompensierten dabei Verbilligungen bei

Investitionsg�tern. Auch setzte sich die relativ

ung�nstige Entwicklung bei Konsumg�tern

fort. Im Vorjahrsvergleich belief sich die Teue-

rungsrate insgesamt auf 0,7%, ohne Energie

waren es 1,8%.

Die f�r den Inlandsabsatz bestimmten Waren

aus deutscher Produktion verteuerten sich

mit saisonbereinigt 0,6% ebenfalls deutlich.

Ohne Energie war der Anstieg �hnlich stark,

vor allem weil h�here Preise importierter Vor-

leistungen weitergegeben wurden. Der insge-

samt ung�nstige Trend bei den landwirt-

schaftlichen Erzeugerpreisen schlug sich auch

in den gewerblichen Erzeugerpreisen f�r Kon-

sumg�ter nieder. Dabei spielte vor allem die

Anhebung der Abgabepreise der Molkereien

eine Rolle. Binnen Jahresfrist verteuerten sich

Industrieerzeugnisse ohne Energie um 2,7%;

mit Energie gerechnet waren es 1,7%. Da die

Ausfuhrpreise zwar sp�rbar, aber wesentlich

schw�cher als die Einfuhrpreise anzogen, ver-

schlechterte sich das außenwirtschaftliche

Tauschverh�ltnis, die Terms of Trade. Im Vor-

jahrsvergleich bleibt aber noch ein Plus von

1,1%. Im Juli verringerte sich der Preisanstieg

bei deutschen Industrieerzeugnissen insge-

samt auf 1,1% und ohne Energie auf 2,5%.

Der Anstieg der Baupreise hat sich zwar im

Vergleich zum ersten Vierteljahr merklich ver-

langsamt, mit 0,8% war er aber immer noch

st�rker als im Mittel der vergangenen Jahre.

Der Vorjahrsabstand vergr�ßerte sich auf

+7,9%. Wie bereits in den Quartalen zuvor,

erstreckte sich der Preisauftrieb �ber alle Bau-

sparten. Die deutliche Zunahme der Baukos-

ten d�rfte mittelfristig auch Auswirkungen

auf die Wohnungsmieten haben, deren Ge-

wicht im deutschen Verbraucherpreisindex

(VPI) 21,2% (HVPI 10,8%) betr�gt. In der

Vergangenheit sind die Mieten den Bauprei-

sen jedenfalls regelm�ßig mit einer gewissen

zeitlichen Verz�gerung gefolgt. Gegenw�rtig

wird der Mietpreisanstieg noch durch die

weitgehend stabilen Grundst�ckspreise ge-

d�mpft.

Veränderung gegenüber Vorjahr
%
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Baupreise

Mieten 1)
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Die Verbraucherpreise nahmen im Fr�hjahr

mit saisonbereinigt 0,7% etwas kr�ftiger zu

als im ersten Quartal. Rund 0,2 Prozentpunk-

te entfielen davon nach Berechnungen des

Statistischen Bundesamtes alleine auf die Ein-

f�hrung von Studiengeb�hren in einer Reihe

von Bundesl�ndern. Weitere knapp 0,3 Pro-

zentpunkte trug der anhaltende Anstieg der

Energiepreise bei. Davon abgesehen verlief

die Preisentwicklung insgesamt in relativ ruhi-

gen Bahnen. Im Vorjahrsvergleich verteuerten

sich Nahrungsmittel um 2,0%. Dabei wird

allm�hlich auch der Einfluss der an den inter-

nationalen M�rkten kr�ftig steigenden Preise

f�r einige Agrarrohstoffe f�r die Verbraucher

sp�rbar. Bei gewerblichen Waren (ohne Ener-

gie) belief sich die Jahresteuerungsrate trotz

der Mehrwertsteueranhebung auf lediglich

1,7%. Preisd�mpfende Einfl�sse gingen hier

von der Aufwertung des Euro aus. Bei Dienst-

leistungen wurde binnen Jahresfrist vor allem

wegen der Mehrwertsteueranhebung und

der Einf�hrung von Studiengeb�hren ein

Preisanstieg von 2,8% verzeichnet. Unter Be-

r�cksichtigung der Preisanhebungen bei

Energie um durchschnittlich 1,8% und der

um 1,1% h�heren Wohnungsmieten ergibt

sich f�r das zweite Quartal 2007 eine Vor-

jahrsrate von +1,9% nach dem nationalen

VPI. Nach dem Harmonisierten Verbraucher-

preisindex (HVPI) waren es + 2,0%.

Im Juli stiegen die Verbraucherpreise saison-

bereinigt um 0,3%. Maßgeblich hierf�r wa-

ren deutlich h�here Preise f�r Pauschalreisen.

Zudem verteuerte sich Energie, vor allem

Kraftstoffe und Heiz�l, im Gefolge kr�ftig an-

ziehender Roh�lnotierungen weiter. Der

Wegfall der Genehmigungspflicht f�r den

Haushaltstarif bei Elektrizit�t f�hrte im Mittel

nur zu einem eher moderaten Preisanstieg.

Nahrungsmittel verteuerten sich kr�ftig. Da-

bei hat eine Rolle gespielt, dass weitere Ein-

zelh�ndler die bereits im Juni gestiegenen Ab-

gabepreise f�r Molkereiprodukte an die Ver-

braucher durchgereicht haben. Der Vorjahrs-

abstand des VPI erh�hte sich von 1,8% im

Juni auf 1,9%. Beim HVPI belief er sich un-

ver�ndert auf 2,0%. In den kommenden Mo-

naten ist wegen der vergleichsweise niedri-

gen Energiepreise in der zweiten H�lfte des

Jahres 2006 allein schon basisbedingt mit

deutlich h�heren Vorjahrsraten zu rechnen.

Daneben stellen die j�ngst kr�ftig gestiege-

nen �lpreise sowie die Verknappungen auf

den Agrarm�rkten ein Aufw�rtsrisiko dar.

Auftragslage und Perspektiven

Die Aussichten f�r einen Fortgang des Wirt-

schaftswachstums sind weiterhin g�nstig.

Darauf lassen jedenfalls die Auftragslage

und die einschl�gigen Stimmungsindikatoren

schließen. Die Gesch�ftsabschl�sse der Unter-

nehmen sind im zweiten Quartal 2007 von

hohem Niveau aus nochmals stark gestiegen,

und zwar saison- und kalenderbereinigt um

4% gegen�ber den Wintermonaten, in dem

sie bereits um 3 1�2 % zugelegt hatten. Der

Vorjahrsabstand hat sich kalenderbereinigt

auf 111�2 % erh�ht. Dabei waren vor allem im

Juni außergew�hnlich umfangreiche Groß-

auftr�ge insbesondere aus dem Ausland im

Spiel. Das gilt f�r die Luft- und Raumfahrtin-

dustrie ebenso wie f�r den Schiffbau. Groß-

auftr�ge, zu denen in der Statistik Bestellun-

gen im Wert von �ber 1 Mio 3 gez�hlt wer-

Verbraucher-
preise vor allem
aufgrund von
Studien-
geb�hren und
Roh�l-
notierungen
gestiegen

Im Juli
steigende
Verbraucher-
preise durch
Pauschalreisen
und Energie

Nachfrage nach
Industrieg�tern
nochmals
zugelegt
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den, sind keineswegs so selten, wie man ver-

muten k�nnte. Deshalb w�re es nicht ange-

messen, ihren Beitrag zur aktuellen Auftrags-

lage vollst�ndig auszuschalten, um die

Grundtendenz der Gesch�ftsabschl�sse zu er-

fassen. Freilich werden Großauftr�ge typi-

scherweise erst �ber einen l�ngeren Zeitraum

produktionswirksam, wohingegen der „nor-

male“ Auftragseingang relativ rasch in Pro-

duktionst�tigkeit umgesetzt wird. Der starke

Zuwachs der Bestellungen im zweiten Quartal

�berzeichnet insofern die �blicherweise zu

erwartende Reaktion der Produktion im drit-

ten Quartal. Bereinigt man um den Teil der

Großauftr�ge, der als außergew�hnlich gel-

ten kann, ergibt sich im zweiten Quartal aber

immer noch ein Zuwachs des Auftragsvolu-

mens von 2% gegen�ber dem Durchschnitt

der Wintermonate.

Nicht zuletzt als Folge der eingegangenen

Großauftr�ge sind die Bestellungen aus dem

Ausland um 6 1�2 % gestiegen. Die Gesch�fts-

abschl�sse mit inl�ndischen Kunden haben

ebenfalls weiter zugenommen, und zwar um

2%. Dabei konnten alle großen Sektoren der

Industrie von der guten Auftragsentwicklung

profitieren, vor allem der Investitionsg�terbe-

reich.

Angesichts der unver�ndert lebhaften Auf-

tragsentwicklung und der konjunkturellen

Verschnaufpause in der Industrie ist das Auf-

tragspolster vieler Unternehmen weiter ange-

wachsen. So zeigt das Verh�ltnis zwischen

Bestellvolumen der auftragsorientierten In-

dustrie und verf�gbarer Produktionskapazit�t

eine weitere Zunahme an. Der regelm�ßig be-

rechnete und nunmehr laufend ver�ffent-

Volumen, 2000 = 100,
saisonbereinigt, vierteljährlich

%

% lin. Maßstab

Veränderung gegenüber
Vorjahr
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Mai
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lichte Order-Capacity-Index, der hier�ber

Auskunft gibt, liegt derzeit sehr weit �ber sei-

nem langj�hrigen Durchschnitt.5) Er weist da-

mit nicht nur den h�chsten Wert in diesem

Zyklus auf, sondern hat �berdies auch ein Ni-

veau erreicht, das seit der Wiedervereinigung

nicht mehr gemessen wurde. �hnliches gilt

f�r die Reichweite der Auftragsbest�nde. Der

Wert dieses Indikators lag mit drei Monaten

im Juni nur wenig unter dem ausgesprochen

hohen Stand vom M�rz. Auch vor diesem

Hintergrund betrachtet, bleiben die konjunk-

turellen Perspektiven g�nstig.

Die auf die n�here Zukunft gerichteten Stim-

mungsindikatoren befinden sich auf einem

hohen Niveau. Sie sind aber zuletzt nicht

mehr gestiegen. So lagen die ifo Gesch�fts-

erwartungen im zweiten Quartal �ber dem

ersten Vierteljahr. Seit Juni haben sie sich je-

doch leicht abgeschw�cht. Die ZEW-Konjunk-

turerwartungen erreichten ebenfalls im Mai

einen H�hepunkt. Bei einem insgesamt volati-

leren Verlaufsprofil gab der Indikator in den

Folgemonaten vergleichsweise deutlich nach.

Dabei ist zu ber�cksichtigen, dass beim Fi-

nanzmarkttest des ZEW nicht direkt Unter-

nehmen, sondern Finanzexperten befragt

werden. Außerdem bezieht sich der ZEW-

Konjunkturindikator nur auf die Erwartun-

gen, zudem deckt er neben der gewerblichen

Wirtschaft auch das Finanzgewerbe ab. In

der Tendenz reagiert der Indikator damit sen-

sibler auf Ver�nderungen und Einsch�tzun-

gen an den Kapital- und Devisenm�rkten als

die ifo Gesch�ftserwartungen; er d�rfte auch

st�rker ertragsorientiert sein. Die gr�ßere Vor-

sicht im Juli-Ergebnis ist bezeichnenderweise

auf die Erwartungen f�r die Finanzbranche

und die �brigen Dienstleistungen (ohne Han-

del) zur�ckzuf�hren. Auch die ifo Gesch�fts-

erwartungen f�r die unternehmensnahen,

nichtfinanziellen Dienstleister sind seit Mai

nicht mehr so hoch ausgefallen. Der Einkaufs-

managerindex f�r das Dienstleistungsge-

werbe von Reuters tendierte im zweiten Vier-

teljahr indes aufw�rts, im Juli gab er etwas

nach.

0
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nachrichtlich:

Reichweite der Auftragsbestände
in Produktionsmonaten
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Quellen: Statistisches Bundesamt, ifo Insti-
tut und eigene Berechnungen. — * Verar-
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In der Bauwirtschaft sind die Gesch�ftserwar-

tungen f�r die n�chsten sechs Monate im

zweiten Vierteljahr nach der außerordentlich

guten Entwicklung zu Jahresbeginn etwas

vorsichtiger geworden. Der Saldo aus positi-

ven und negativen Meldungen liegt aber im-

mer noch deutlich oberhalb des Niveaus des

zweiten Halbjahres 2006. Die Baunachfrage

war im April/Mai – zeitn�here amtliche Anga-

ben liegen noch nicht vor – um 1% niedriger

als im Durchschnitt der Wintermonate, was

auch mit der volatilen Auftragsvergabe der

�ffentlichen Stellen zu tun hat. Positiv ist die

wieder gestiegene Wohnungsbaunachfrage

zu werten, die im Winter aufgrund d�mpfen-

der Mehrwertsteuereffekte deutlich gesun-

ken war. Der gewerbliche Bau wird vermut-

lich im Sog der guten allgemeinen Investi-

tionskonjunktur weiter nach oben weisen,

auch wenn zuletzt von dort keine zus�tz-

lichen Nachfrageimpulse gekommen sind.

Insgesamt sprechen die verf�gbaren Indikato-

ren f�r eine Fortsetzung der positiven Grund-

richtung. So d�rften die Anlageinvestitionen

– nachdem die Normalisierung in der Bau-

wirtschaft die Entwicklung im Fr�hjahr �ber-

lagert hatte – im weiteren Verlauf wieder

st�rker von dem hohen Auslastungsgrad in

der Industrie und der guten Auftragslage pro-

fitieren. Angesichts gestiegener Auftragsein-

g�nge aus dem Ausland, der hohen, noch im-

mer komfortablen Wettbewerbsf�higkeit und

des attraktiven G�tersortiments deutscher

Unternehmen sind die Aussichten f�r ein an-

haltend starkes Exportwachstum gut. Der h�-

here Wechselkurs des Euro �ndert an diesem

Bild bislang kaum etwas. Dies liegt auch da-

ran, dass die deutsche Wirtschaft inzwischen

�ber eine Produktpalette verf�gt, deren Ab-

satz deutlich weniger und recht langsam auf

Verschiebungen im Wechselkursgef�ge rea-

giert. Außerdem bleibt die Entwicklung des

Welthandels, wie zuletzt vom IWF best�tigt,

ausgesprochen freundlich.

Im Hinblick auf den privaten Verbrauch k�nn-

ten zwar die d�mpfenden Effekte der Mehr-

wertsteuererh�hung noch etwas nachwirken.

Auch die h�heren �lpreise beschneiden die

Kaufkraft des verf�gbaren Einkommens.

Nachdem das Ausgabeverhalten der privaten

Haushalte vor�bergehend von Reaktionen

auf die Mehrwertsteueranhebung gepr�gt

war, d�rfte es in den n�chsten Monaten aber

immer mehr von der verbesserten Situation

am Arbeitsmarkt und den diesj�hrigen Tarif-

abschl�ssen gest�tzt werden. Das GfK-Kon-

sumklima hat sich seit M�rz verbessert, und

die Einkommenserwartungen waren im zwei-

ten Quartal deutlich h�her als im ersten Vier-

teljahr. Die Konjunkturerwartungen der priva-

ten Haushalte zeigen, dass auch in der Wahr-

nehmung der Verbraucher der Aufschwung

immer st�rker pr�sent ist.
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